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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 9g. 


(Nr. 8114.) Hohenzollernſche Amts- und Landesordnung. Vom 2. April 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Erſter Titel. 
Von den Amtsverbaͤnden. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Grundlagen der Verfaſſung der Amts verbände. 


F. 1. 


Jeder der vier Oberamtsbezirke Sigmaringen, Gammertingen, Hechingen 

und Haigerloch bildet nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes einen mit den 

echten einer Korporation ausgeſtatteten Kommunalverband zur Selbſtverwaltung 
ſeiner Angelegenheiten. 8 2 


Die Veränderung der Grenzen der Oberamtsbezirke, die Bildung neuer, Veränderung 


ſowie die Zuſammenlegung mehrerer Oberamtsbezirke erfolgt durch Geſetz. bart und Bling 


Die in Folge einer derartigen Veränderung erforderliche Auseinander- neuer Oberamtsbeyitte 

ſetzung zwiſchen den betheiligten Amtsverbänden it im Verwaltungswege zu 

ewirken. 
Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, unterliegen der endgültigen Ent⸗ 

ſcheidung des Verwaltungsgerichts ($. 89.). 

6 bebe Verhältniſſe werden durch dergleichen Veränderungen nicht 

erührt. 
Veränderungen ſolcher Grenzen von Gemeindebezirken oder abgeſonderter 

Gemarkungen, Hofgüter und Fabrikorte, welche zugleich Grenzen von Oberamts⸗ 

bezirken ſind, ziehen die Veränderung der letzteren ohne Weiteres nach ſich 
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Eine jede Veränderung der Grenzen der Oberamtsbezirke ift durch das 
Amtsblatt bekannt zu machen. 
$. 3. 


Angehörige des „Angehörige des Amtsverbandes find, mit Ausnahme der nicht angeſeſſenen 
Amts verbandes. ſervisberechtigten Militairperſonen des aktiven Dienſtſtandes, alle diejenigen, welche 
innerhalb des Amtsbezirks einen Wohnſitz haben. 


$. 4. 
nage der Ants Die Amtsangehörigen ſind berechtigt: 
1 1) zur Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung des Amtsverbandes 
nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, 
2) zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des Amts— 
verbandes. 
b. 
Pflichten der Amts, Jeder wählbare Amtsangehörige ($. 18.) iſt verpflichtet, ein unbeſoldetes 
1 Mr Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Amtsverbandes zu übernehmen. 
nahme won un. Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung eines ſolchen Amtes be: 


beſoldeten Aemtern. . ; 0 
(Oründe der Ab rechtigen: 


hin I) anhaltende Krankheit, 
tigten Ablehnung 2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit vom Wohn— 
orte mit ſich bringen, 
3) das Alter von ſechszig Jahren, 
4) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes, 


5) ſonſtige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Amts: 
verſammlung eine gültige Entſchuldigung begründen. 

Beträgt die Amtsdauer mehr als drei Jahre, jo kann das Amt nach Ab- 
lauf von drei Jahren niedergelegt werden. 

Wer ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Amts: 
verbandes während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer verſehen hat, 
kann die Uebernahme deſſelben oder eines gleichartigen Amtes für die nächſten 
drei Jahre ablehnen. 

Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, 
ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Amtsverbandes 
zu übernehmen, oder das übernommene Amt während der vorgeſchriebenen regel- 
mäßigen Amtsdauer zu verſehen, ſowie derjenige, welcher ſich der Verwaltun 
ſolcher Aemter ungeachtet der vorhergegangenen Aufforderung Seitens des Amts⸗ 
ausſchuſſes thatſächlich entzieht, kann für einen Zeitraum von drei bis ſechs 
Jahren der Ausübung ſeines Rechtes auf Theilnahme an der Vertretung und 
Verwaltung des Amtsverbandes für verluſtig erklärt und für denſelben Zeitraum 
um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker als die übrigen Amtsangehörigen zu den 
Amtsabgaben herangezogen werden. 

Die Entſcheidung erfolgt, ſofern die Amtsverſammlung den Ablehnenden 
für nicht entſchuldigt erklärt, durch den Amtsausſchuß mit Vorbehalt der 

Be⸗ 
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Berufung an das Verwaltungsgericht. In dem Verfahren nimmt ein von der 
Amtsverſammlung gewählter Kommiſſarius die Obliegenheiten des Klägers wahr. 


$. 6. 


Die Amtsangehörigen find verpflichtet, zur Befriedigung der Bedürfniſſe v) Beitragspflicht zu 
des Amtsverbandes Abgaben aufzubringen, inſofern die Amtsverſammlung nicht den Amtsabgaben. 
beſchließt, dieſe Bedürfniſſe aus dem Vermögen des Amtsverbandes oder aus 
ſonſtigen Einnahmen zu beſtreiten. 

Die gleiche Verpflichtung liegt den im Amtsbezirke zu einer direkten Staats⸗ 
ſteuer veranlagten Forenſen, juriſtiſchen Perſonen, Aktiengeſellſchaften und Kom⸗ 
manditgeſellſchaften auf Aktien ob. 

§. 7. 


Die Vertheilung der Amtsabgaben hat nach dem Verhältniſſe der von den Vertheilung und 
Amtsangehörigen und den im $. 6. genannten Forenſen, juriſtiſchen Perſonen x. a 
zu ee direkten Staatsſteuern und zwar durch Zuſchläge zu denfelben eden 
zu erfolgen. 

Die Kapital⸗ und die Dienſt⸗Ertragsſteuern ſind hierbei mit der Hälfte 
desjenigen Prozentſatzes heranzuziehen, mit welchem die Grund“, die Gebäude-, 
die Gefäll⸗ und die Gewerbeſteuer belaſtet werden. Ausgeſchloſſen von der 
Heranziehung bleibt die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen und die 
Hundeſteuer. 

$. 8. 


Unter Anwendung dieſes Vertheilungsmaßſtabes (§. 7.) wird das Amts⸗ 
abgaben⸗Soll für die einzelnen Gemeinden und abgefonderten Gemarkungen, Hof- 
güter und Fabrikorte im Ganzen berechnet und denſelben zur Untervertheilung 
auf die einzelnen Steuerpflichtigen nach demſelben Maßſtabe zur Einziehung, ſowie 
zur Abführung im Ganzen an die Amtskaſſe überwieſen. 


F. 9. 


5 Sofern es ſich um ſolche Einrichtungen für die Amtsverbände handelt, welche Mehr. oder Minder 
in beſonders hervorragendem oder in beſonders geringem Maße einzelnen Theilen Seen 
der Amtsbezirke zu Gute kommen, kann die Amtsverſammlung beſchließen, für zen 
die Amtsangehörigen dieſer Theile der Amtsbezirke eine nach Quoten zu bemef- 

fende Mehr- oder Minderbelaſtung eintreten zu laſſen. Dieſe Mehrbelaſtung 

kann nach Maßgabe der Beſchlüͤſſe der A eren durch Naturalleiſtungen 


erſetzt werden. 
$. 10. 


Beſchwerden der Gemeinden und Aan Amtsangehörigen wegen ihrer Veſchwerden wegen 
Heranziehung oder Veranlagung u den mtsabgaben unterliegen, mit Vor⸗ Abe 
behalt des Rechtsweges in den eau zuläffigen Fällen, der endgültigen Ent⸗ 8 
ſcheidung des Verwaltungsgerichts; jedoch find Beſchwerden wegen Ueberbür⸗ 
dung zuvor bei dem Amtsausſchuſſe zur nochmaligen Prüfung und Entſcheidung 
anzubringen. 5 
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$. 11. 
Amtsſtatuten und Jeder Amtsverband iſt befugt: 

8 8 iur 1) zum Erlaſſe beſonderer ſtatutariſcher Anordnungen über ſolche Angelegen- 
heiten des Amtsverbandes, hinſichtlich deren das gegenwärtige Geſetz Ver⸗ 
ſchiedenheiten geſtattet ($$. 17. und 23.) oder das Geſetz auf ſtatutariſche 
Regelung verweiſt, ſowie über ſolche Angelegenheiten des Amtsverbandes, 
deren Gegenſtand nicht durch Geſetz geregelt ift; 

2) zum Erlaſſe von Reglements über beſondere Einrichtungen des Amts⸗ 
verbandes. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Vertretung und Verwaltung der Amtsverbände. 


Erſter Unterabſchnitt. 
Von der Zuſammenſetzung der Amtsverſammlung. 


§. 12. 
Zahl der Mitglieder Die Amtsverſammlung beſteht in denjenigen Oberamtsbezirken, welche 
ber Amtsverſammlung. unter Ausſchluß der im aktiven Militairdienſte ſtehenden Perſonen 15,000 oder 
weniger Einwohner haben, aus 15 Mitgliedern. In den Oberamtsbezirken mit 
mehr als 15,000 Einwohnern tritt für jede Vollzahl von 2000 Einwohnern je 

ein Vertreter hinzu. g 

Außerdem iſt Mitglied der Amtsverſammlungen ſämmtlicher vier Ober⸗ 
amtsbezirke der Fürſt zu Hohenzollern als Beſitzer des Fürſtlich Hohenzollern⸗ 

ſchen Domanialgutes. 8 13 


Vertretung des Für Der Fürſt zu Hohenzollern kann ſich durch ein großjähriges Mitglied feiner 
Lee "yo oder durch einen feiner in den Hohenzollernſchen Landen angeftellten 
eamten, welcher die im §. 18. vorgeſchriebene Eigenſchaft für die Wählbarkeit 

zum Abgeordneten beſitzt, vertreten laſſen. 


$. 14. 
Vertheilung der Ab- Die Zahl der Abgeordneten zur Amtsverſammlung ($. 12. Abſatz 1.) wird 
ren as auf die einzelnen Gemeinden des Oberamtsbezirks nach der Einwohnerzahl ver⸗ 
N ; theilt. Soweit hierbei auf eine einzelne Gemeinde nicht ein Abgeordneter ent⸗ 
fällt, werden zwei oder mehrere benachbarte Gemeinden Behufs der Wahl eines 
Abgeordneten zu Wahlbezirken vereinigt. 


$. 15. 


Die Vertheilung der Abgeordneten und die Bildung der Wahlbezirke erfolgt 
auf den Vorſchlag des Amtsausſchuſſes durch die Amtsverſammlung und iſt durch 
das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Binnen einer Friſt von vier Wochen nach Ausgabe des betreffenden Blattes 
iſt dagegen die Beſchwerde an das Verwaltungsgericht zuläſſig. BEN 

16. 
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$. 16. 


Die nach den Vorſchriften des F. 14. erfolgte Vertheilung der Abgeord⸗ 
neten und Bildung der Wahlbezirke bleibt das erſte Mal für drei Jahre, ſodann 
für einen Zeitraum von je zwölf Jahren maßgebend. Nach deſſen Ablauf findet 
eine Nevifion durch den Amtsausſchuß ſtatt, und wird der Beſchluß der Amts⸗ 
verſammlung über die etwa nothwendigen Abänderungen eingeholt. 


§. 17. f 

Bis zum Erlaß einer neuen Gemeindeordnung für die Hohenzollernſchen 
Lande erfolgt die Wahl der Abgeordneten in denjenigen Gemeinden, welche für 
ſich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durch die Verſammlung 
der wahlberechtigten Einwohner der betreffenden Gemeinden ($. 18.) unter Lei⸗ 
tung des Bürgermeiſters (Stadtſchultheiß, Vogt). 

In denjenigen Gemeinden, welche mit einer oder mehreren anderen Gemein⸗ 
den des Amtsbezirks zu einem Wahlbezirk vereinigt find, wählen die wahlberech⸗ 
tigten Einwohner jeder Gemeinde auf je funfzig Einwohner Einen Wahlmann 
aus ihrer Mitte. Durch ſtatutariſche Anordnung der Amtsverſammlung kann 
jene Zahl erhöht werden. 

Hat eine Gemeinde mehr als zehn Wahlmänner zu wählen, ſo wird ſie 
gemäß der Vorſchrift des §. 15. in zwei oder mehrere der Seelenzahl nach mög⸗ 
lichſt gleiche Wahlbezirke zerlegt. 

Die Wahlmänner des Wahlbezirks treten an dem von dem Amtsausſchuſſe 
zu beſtimmenden Wahlorte unter Leitung des Oberamtmanns oder in deſſen 
Auftrage des Bürgermeiſters (Vogt) einer im Wahlbezirke belegenen Gemeinde 
zur Wahl des Abgeordneten zuſammen. Die vorläufige Entſcheidung über die 
Gültigkeit der Wahlmännerwahlen ſteht der Verſammlung der Wahlmänner zu. 


$. 18. 
Bis zu dem im $. 17. Pan Zeitpunkte iſt wahlberechtigt ſowie wähl- 
bar zum Abgeordneten jeder Amtsangehörige ($. 3.), welcher 
a) Angehöriger des Deutſchen Reichs und ſelbſtſtändig iſt. 

Als ſelbſtſtändig wird derjenige angeſehen, welcher das 21ſte Lebens⸗ 
jahr vollendet hat, ſofern ihm das Recht, über ſein Vermögen zu ver⸗ 
fügen und daſſelbe zu verwalten, nicht durch gerichtliches Erkenntniß 
entzogen ift; 

b) ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet; 


e) ſeit Anfang des der Wahl vorausgegangenen Kalenderjahres keine Armen 


unterſtützung aus öffentlichen Mitteln empfangen und 
d) während deſſelben Zeitraumes eine direkte Staatsſteuer entrichtet hat. 
Das aktive wie paſſive Wahlrecht geht verloren, ſobald eins der vorſtehenden 
Erforderniſſe bei dem bis dahin dazu Berechtigten nicht mehr zutrifft. Es ruht 
während der Dauer eines Konkurſes, ferner während der Dauer einer gericht⸗ 
lichen Unterſuchung, wenn dieſelbe wegen Verbrechen oder wegen ſolcher Ver- 
gehen, welche den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen müſſen 
oder können, eingeleitet, oder wenn die gerichtliche Haft verfügt iſt. 
(Nr. 8114.) $. 19. 


Wahl der Abgeord⸗ 
neten und der Wahl⸗ 
männer. 


Wählbarkeit zum Abs 
geordneten. 


Vollziehung der 
ahlen. 


Dauer der Wahl⸗ 
periode der Abgeord⸗ 
neten. 


Ergänzungs⸗ und 
Erſatzwahlen der Ab⸗ 
geordneten. 
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§. 19. 

Behufs Vollziehung der Wahlen der Abgeordneten, beziehungsweiſe Wahl— 
männer (F. 17.) wird von dem Bürgermeiſter einer jeden Gemeinde eine Lifte 
der wahlberechtigten Einwohner derſelben aufgeſtellt. 

Die Wählerliſte iſt acht Tage lang auf dem Rathhauſe oder in der Woh— 
nung des Bürgermeiſters zur Einſicht ben zu legen, und daß ſolches geſchehen, 
auf ortsübliche Weiſe bekannt zu machen. 

Während dieſer Zeit kann jeder Wahlberechtigte gegen die Richtigkeit der 
Liſte bei dem Gemeinderathe (Stadtrath, Ortsgericht) Einwendungen erheben. 
Ueber dieſe Einwendungen hat der Gemeinderath innerhalb acht Tagen zu ent⸗ 
ſcheiden. Gegen die Entſcheidung des Gemeinderaths ſteht binnen weiteren acht 
Tagen die Berufung an das Verwaltungsgericht zu. 


F. 20. 


Die wahlberechtigten Bewohner abgeſonderter Gemarkungen, Hofgüter und 
Fabrikorte, für welche kein Stabhalter, beziehungsweiſe Polizeiverwalter beftellt iſt, 
werden zum Zwecke der Wahl mit derjenigen Gemeinde vereinigt und in die 
Wählerliſte derſelben mit aufgenommen, deren Bürgermeiſter die polizeiliche Auf- 
ſicht über die Gemarkung übertragen iſt. Abgeſonderte Gemarkungen, Hofgüter 
und Fabrikorte, für welche ein Stabhalter, beziehungsweiſe Polizeiverwalter be⸗ 
ſtellt iſt, werden den Gemeinden gleich behandelt. Ueber Einwendungen gegen 
die Wählerliſte entſcheidet in erſter Inſtanz an Stelle des Gemeinderaths das 
Oberamt. 

$. 21. 


Die Vollziehung der Wahlen der Abgeordneten, beziehungsweiſe der Wahl: 
männer erfolgt nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten Wahl— 
reglements. 

$. 22. 


Die Abgeordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. 

Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem gänzlichen oder zeitweiſen Auf⸗ 
hören der Bedingung der Wählbarkeit. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Abgeordneten aus und wird durch 
neue erſetzt. Iſt die Zahl der Abgeordneten nicht durch zwei theilbar, ſo ſcheidet 
das erſte Mal die nächſt größere Zahl aus. Die das erſte Mal Ausſcheidenden 
werden durch das Loos beſtimmt, welches der Oberamtmann in der Amtsver⸗ 
ſammlung zu ziehen hat. 8 

Die Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. 


§. 23. 

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Amtsverſammlung finden 
alle drei Jahre im Monat November ſtatt, ſofern nicht durch ſtatutariſche An⸗ 
ordnung der Amtsverſammlung ein anderer Termin beſtimmt wird. 

Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden von denſelben Gemeinden und 
Wahlbezirken vorgenommen, von denen der Ausſcheidende gewählt war. a 

o 


Er 
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Wo die Wahl von Wahlmännern durch dieſes Geſetz e iſt 
($. 17. Abſatz 2.), erfolgt dieſelbe aufs Neue vor jeder Wahl. Nur bei den 
rſatzwahlen fungiren die früheren Wahlmänner; an Stelle der inzwiſchen durch 
Tod, Wegziehen aus dem Wahlbezirke oder auf ſonſtige Weiſe ausgeſchiedenen 
ſind neue zu wählen. 
Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen ſechs Jahre in Thä— 
tigkeit, für welche der Ausgeſchiedene gewählt war. 


§. 24. 

Die Wahlprotokolle find von dem Amtsausſchuſſe zu prüfen und der entscheidung über die 
Amtsverſammlung vorzulegen. Die Amtsverſammlung kann in der erſten ee 
Sitzung, nachdem die Wahlprotokolle eingegangen find, die Wahl beanftanden. 5 a 
Die Entſcheidung über eine beanſtandete Wahl erfolgt durch das Verwaltungsgericht. 

Die Namen der Gewählten ſind durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


Zweiter Unterabfchnitt. 
Von den Verſammlungen und Geſchäften der Amtsverſammlung. 


6. 25. | 
Die Amtsverſammlung ift berufen, den Amtsverband zu vertreten, über Gefcäfte der Amts. 
die Angelegenheiten deſſelben nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, ſowie über verfammlung: 
diejenigen Gegenſtände zu berathen und zu beſchließen, welche ihm zu dieſem“ In Allgemeinen, 
Behufe durch Geſetz oder Königliche Verordnung (F. 27.) überwieſen werden. 


$. 26. 
Insbeſondere ift die Amtsverfammlung befugt: b) Im Beſonderen. 


1) nach 3 1 7 des F. 11. ſtatutariſche und reglementariſche Anordnungen 
zu treffen 
2) zu beſtimmen, in welcher Weiſe Staatspräſtationen, welche durch die 
Oberamtsbezirke aufzubringen ſind, und deren Aufbringungsweiſe nicht 
ſchon durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt, vertheilt werden follen; 
3) Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Intereſſe des Amts⸗ 
verbandes zu beſchließen und zu dieſem Behufe 
über das dem Amtsverbande gehörige Grund, beziehungsweiſe 
Kapitalvermögen zu verfügen, Anleihen aufzunehmen und die Amts⸗ 
angehörigen nach Maßgabe der §9. 7. und 8. mit Amtsabgaben zu 
belaſten; 
4) Mehr⸗ oder Minderbelaftungen einzelner Theile der Amtsbezirke nach 
Maßgabe des $. 9. zu beſchließen; 
5) den Amtshaushalts⸗Etat feſtzuſtellen und hinſichtlich der Jahresrechnun 
Decharge zu ertheilen ($$. 37. und 39.) 9 
6) die Grundſätze feſtzuſtellen, nach welchen die Verwaltung des dem Amts 
verbande gehörigen Grund⸗ und Kapitalvermögens, ſowie der Amtsein- 
richtungen und Anſtalten zu erfolgen hat, 
Gr. 8114) 7) die 
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7) die Einrichtung von Aemtern des Amtsverbandes zu beſchließen, die Zahl 
und Beſoldung der Beamten zu beſtimmen; 

8) die Wahlen zum Amtsausſchuſſe ($. 40.) und zu dem durch das Geſetz 
für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kommiſſionen 
zu vollziehen, ſowie beſondere Kommiſſionen und Kommiſſare für Zwecke 
der Amts⸗Kommunalverwaltung zu beſtellen. 

Für die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Beſtimmungen des 
dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements; 

9) Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, die ihr zu dieſem Ber 
hufe von den Staatsbehörden überwieſen werden; 

10) die durch Geſetz ihr übertragenen ſonſtigen Geſchäfte wahrzunehmen. 


$. 27. 


Verfügung über ber Die Verfügung über die den Oberamtsbezirken ſchon gegenwärtig gehörigen 

fonbere Bonds. Fonds, ſowie über die Jagdſcheingebühren ($. 2. des Geſetzes, betreffend die 

Löſung von Jagdſcheinen in den Hohenzollernſchen Landen), ſteht fortan den 
Amtsverſammlungen zu. 

Ueber die Verwaltung und Verwendung der für die ehemaligen Oberamts⸗ 
bezirke Sigmaringen, Wald und Oſtrach, ſowie für den Oberamtsbezirk Haiger⸗ 
loch beſtehenden Armenfonds beſtimmt eine nach Anhörung der betreffenden 
Oberamts⸗Armenkommiſſionen und der Amtsverſammlungen zu erlaſſende König⸗ 
liche Verordnung. 

$. 28. 


Berufung der Amts · Der Oberamtmann beruft die Amtsverſammlung, führt in derſelben den 
b Vorſitz, leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung in der Verſamm⸗ 
lungen in derselben. lung. Iſt der Oberamtmann verhindert, jo geht der Vorſitz auf ſeinen Stell⸗ 

vertreter über; iſt dieſes der Oberamtsſekretair, fo führt nicht dieſer, ſondern der 
hierzu von der Regierung zu beſtimmende Oberamtmann eines benachbarten Br 
zirks den Vorſitz. 50. 

Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen die Friſt bis zu drei Tagen 
abgekürzt werden darf, muß die Einladung ſämmtlichen Mitgliedern der Amts⸗ 
verſammlung mindeſtens acht Tage vorher zugeſtellt werden. In dem Ein⸗ 
ladungsſchreiben ſind die zu verhandelnden Gegenſtände anzugeben. Gegenſtände, 
welche darin nicht aufgenommen ſind, können zwar zur Berathung gelangen, die 
Faſſung eines bindenden Beſchluſſes über dieſelben darf jedoch erst in der näch⸗ 
ſten Amtsverſammlung erfolgen. 

Anträge von Mitgliedern auf Berathung einzelner Gegenſtände ſind bei 
dem Oberamtmann anzuͤbringen und in die Einladung zur nächſten Amtsver⸗ 
ſammlung aufzunehmen, inſofern ſie vor Erlaß der Einladungsſchreiben eingehen. 

Der Oberamtmann iſt verpflichtet, jährlich wenigſtens zwei Amtsverſamm⸗ 
lungen anzuberaumen, außerdem aber iſt er hierzu berechtigt, ſo oft es die Ge— 
ſchäfte erfordern. Die Zuſammenberufung der Amtsverſammlung muß erfolgen, 
ſobald dieſelbe von einem Drittel der Mitglieder oder von dem Amtsausſchuſſe 
verlangt wird. 


Von 


a a 
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Von einer jeden anzuberaumenden Amtsverſammlung hat der Oberamt⸗ 
mann der Bezirksregierung unter Einſendung einer Abſchrift des Einladungs⸗ 
ſchreibens Anzeige zu machen. 

$. 29. 

Soll von der Amtsverſammlung über Mehr⸗ oder Minderbelaftungen ein- Pie een 
zelner Theile des Amtsbezirks in Gemäßheit des §. 9. oder über ſolche Gegen: Amtsverſamm tung ung 
ſtände Beſchluß gefaßt werden, welche Ausgaben nothwendig machen, die nicht Suftellung berfelben an 
ſchon auf einer geſetzlichen Verpflichtung des Amtsverbandes beruhen, fo iſt ein Pie Mitglieder, 
ausführlicher Vorſchlag zu dem Beſchluſſe, welcher über 

a) den Zweck deſſelben, 

b) die Art der Ausführung, 

e) die Summe der zu verwendenden Koſten, 

d) die Aufbringungsweiſe 
das Nöthige enthält, von dem Amtsausſchuſſe auszuarbeiten und jedem Mitgliede 
mindeſtens 14 Tage vor Abhaltung der Amtsverſammlung ſchriftlich . 


Die Friſt darf bis zu drei Tagen abgekürzt werden, wenn einem Nothſtande 
vorgebeugt oder abgeholfen werden ſoll. 


§. 30. 
Die Sitzungen der Amtsverſammlung ſind öffentlich. Für einzelne Gegen. _ Oeffentlicteit der 
ſtände kann durch einen in geheimer Sitzung zu faſſenden Beſchluß der Verſamm— W W 
lung die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


$. 31. 


Die Amtsverſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte _Beihtuhfäsigfeitder 
der Mitglieder anweſend iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn die Mit- Amtsverſaumlung. 
der zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand berufen, 

ennoch nicht in beſchlußfähiger Anzahl erſchienen ſind. 
Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich 
hingewieſen werden. 

$. 32. 


An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen des Amtsverbandes Ausschluß von den 
darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Amtsverbandes Aue 
in Widerſpruch ſteht. s 33 ran PEsfeulädgn In 

0 = ereſſes. 

Die Mitglieder des Amtsausſchuſſes, welche nicht Mitglieder der Amtsver⸗ 
ſammlung find, werden zu den Amtsverſammlungen eingeladen und haben in 
denſelben berathende Stimme. ö 

$. 34. 

Die Beſchlüſſe der Amtsverſammlung werden nach Mehrheit der Stimmen Faſſung der Be. 

gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 1 
„ Zu einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung der Amtsange⸗-Qiuter und Zweiprittel: 

hörigen ohne eine geſetzliche Verpflichtung oder eine Veräußerung von Grund. Süänuenehrhet, 
Jahrgang 1873, (Nr. 8114) 21 oder 


9 
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oder Kapitalvermögen des Amtsverbandes bewirkt werden ſoll, iſt jedoch eine 
Stimmenmehrheit von mindeſtens zwei Drittel der Abſtimmenden erforderlich. 


$. 35. 


bang aud der Ueber die Beſchlüſſe der Amtsverſammlung iſt eine beſondere Verhandlung 


bn ders dener, aufzunehmen, in welcher die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder 
ſammlung. aufgeführt werden müſſen. Dieſe Verhandlung wird von dem Vorſitzenden und 
von wenigſtens drei Mitgliedern vollzogen, welche zu dieſem Behufe von der 
Verſammlung vor dem Beginne der Verhandlung zu beſtimmen und in letzterer 

aufzuführen ſind. 
Ueber die Wahl eines Protokollführers und die Formen der Verhandlung 
beſtimmt im Uebrigen die von der Amtsverſammlung zu beſchließende Geſchäfts⸗ 


ordnung. 

Der Inhalt der Beſchlüſſe der Amtsverſammlung iſt, ſofern dieſelbe nicht 
in einem einzelnen Falle etwas Anderes beſchließt, in einer von ihr zu beſtim⸗ 
menden Weile zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


$. 36 


, Abfaffung von Peti⸗ Petitionen und Eingaben, welche Namens der Amtsverſammlung in Bezug 
der Yntöverfommlung, auf die ihrer Beſchlußnahme unterliegenden Angelegenheiten ($$. 2527.) über⸗ 
reicht werden ſollen, müſſen in der Amtsverſammlung ſelbſt berathen und voll⸗ 


zogen werden; daß dies geſchehen, iſt in dergleichen Eingaben ausdrücklich zu 


bemerken. 
Dritter Unterabſchnitt. 
Von dem Amtshaushalte. 
§. 37. : 
Aufſtellung und Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, welche fi) im Voraus beſtimmen 


Sefitelung bes Ants, laſſen, entwirft der Amtsausſchuß jährlich einen Haushalts⸗Etat, welcher von der 
N Amtsverſammlung feſtgeſtellt und demnächſt in derſelben Weiſe, wie die Beſchlüſſe 
der Amtsverſammlung, veröffentlicht wird. 
Bei Vorlage des Haushalts⸗Etats hat der Amtsausſchuß der Amtsverſamm⸗ 
lung über die Verwaltung und den Stand der Amts⸗Kommunalangelegenheiten 
Bericht zu erſtatten. 8 
Eine Abſchrift des Etats und des Verwaltungsberichts wird nach erfolg⸗ 
ter eee des erſteren ſofort der Bezirksregierung überreicht. Ausgaben, 
welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, bedürfen der Genehmigung der 


Amtsverſammlung. 
Ya $. 38. 
Revifion der Amts-. Die Amtskaſſe muß an einem beſtimmten Tage in jedem Monate regel. 
laſſe. mäßig und mindeſtens ein Mal im Jahre außerordentlich revidirt werden. Die 


Reviſionen werden von dem Vorſitzenden des Amtsausſchuſſes vorgenommen. 
Bei den außerordentlichen Reviſionen iſt ein von dem Amtsausſchuſſe zu 
beſtimmendes Mitglied deſſelben hinzuzuziehen. s . 
* 3 U 


f 


05 
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$. 39. 


Die Jahresrechnung ift von dem Rendanten der Amtskaſſe vor dem 1. Mai 
des folgenden Jahres zu legen und dem Amtsausſchuſſe einzureichen. Dieſer hat 
die Rechnung zu revidiren und ſolche mit ſeinen Erinnerungen und Bemerkun⸗ 
gen der Amtsverſammlung zur Prüfung, Feſtſtellung und Entlaſtung vorzulegen 
und demnächſt einen Rechnungsauszug zu veröffentlichen. Die Amtsverſammlung 
iſt befugt, dieſe Prüfung durch eine hiermit zu beauftragende Kommiſſion be⸗ 
wirken zu laſſen. Eine Abſchrift des Feſtſtellungsbeſchluſſes iſt ſofort der Be- 
zirksregierung einzureichen. 


Vierter Unterabſchnitt. 
Von dem Amtsausſchuſſe, feiner Zuſammenſetzung und feinen Gefchäften. 


F. 40. 


Zum Zweck der Verwaltung der Angelegenheiten des Amtsverbandes und Stelung des Amts 
der Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung wird ein wee 
Amtsausſchuß beſtellt. 911 5 


Der Amtsausſchuß beſteht aus dem Oberamtmann und vier Mitgliedern, Aufammenfehung 
welche von der Amtsverſammlung aus der Zahl der Amtsangehörigen gewählt beſflben. 
werden. Für die Wählbarkeit gelten die im §. 18. gegebenen Beſtimmungen. 


$. 42. 


Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maß- Antedauerund Ber- 
gabe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft im Ausſchuſſe bis zur Kann br aha, 
ahl des Nachfolgers fortdauert. 
Alle drei Jahre ſcheiden zwei Mitglieder aus. Die das erſte Mal Aus⸗ 
ſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausgeſchiedenen können wieder 
gewählt werden. f 
Die Ausſchußmitglieder werden durch den Vorſitzenden vereidigt. Sie 
können durch Beſchluß des Verwaltungsgerichts ihrer Stellung enthoben werden. 


$. 43. 
Der Amtsausſchuß hat Geſchäſte des Amts. 
1) die Beſchlüſſe der Amtsverſammlung vorzubereiten und auszuführen, cha. 
ſoweit damit nicht beſondere Kommiſſionen, Kommiſſarien oder Beamte 
durch Geſetz oder Beſchluß der Amtsverſammlung beauftragt werden; 
2 die Angelegenheiten des Amtsverbandes nach Maßgabe der Geſetze und 
der Beſchluͤſſe der Amtsverſammlung, ſowie in Gemäßheit des von dieſer 
feſtzuſtellenden Haushalts⸗Etats zu verwalten; 
8 3) die Beamten des Amtsverbandes zu ernennen und deren Geſchäftsfüh⸗ 
N rung zu leiten und zu beaufſichtigen. Hinſichtlich der Beſetzung der 
0 Beamtenſtellen mit Militair⸗Invaliden gelten die für die Städte er⸗ 
15 laſſenen Vorfchriften; 
r. 8114) 4 4) ſein 


— 156 — 


4) ſein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, welche ihm zu 
dieſem Behufe von den Staatsbehörden überwieſen werden; 


5) an Stelle der nach §. 71. des Geſetzes vom 8. März 1871., betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 
(Geſetz-Samml. S. 130. ff.), für jeden Oberamtsbezirk gebildeten Kom» 
miſſion die ſchiedsrichterliche Entſcheidung und ſühneamtliche Vermitte⸗ 
lung von Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden nach Maßgabe der 
$$. 60—62. jenes Geſetzes zu übernehmen; 


6) die ihm noch weiterhin geſetzlich zu übertragenden Geſchäfte der allge— 
meinen Landesverwaltung zu führen. 


$. 44. 


Der Oberamtmann Der Oberamtmann leitet und beaufſichtigt den Geſchäftsgang des Aus: 
neun. ſchuſſes und ſorgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. 
Der Oberamtmann beruft den Amtsausſchuß und führt in demſelben den 
Vorſitz mit vollem Stimmrechte. Iſt der Oberamtmann verhindert, ſo geht der 
Vorſitz auf ſeinen Stellvertreter über. 
Iſt dieſes der Oberamtsſekretair, ſo führt nicht dieſer, ſondern der hierzu 
von der Regierung zu beſtimmende Oberamtmann eines benachbarten Bezirks 
den Vorſtitz. 


$. 45. 


Verwaltung der lau, Der Oberamtmann führt die laufenden Geſchäfte der dem Ausſchuſſe 
are durch übertragenen Verwaltung. Er bereitet die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes vor und 
den Vorfigenden des trägt für die Ausführung derſelben Sorge. Er kann die ſelbſtſtändige Bear⸗ 
felben. beitung einzelner Angelegenheiten einem Mitgliede des Ausſchuſſes übertragen. 

Er vertritt den Amtsausſchuß nach Außen, verhandelt Namens deſſelben 
mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftſtücke Namens des Ausſchuſſes. f 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Amtsverband gegen Dritte ver⸗ 
pflichten ſollen, ingleichen Vollmachten müſſen unter Anführung des betreffenden 
Beſchluſſes der Amtsverſammlung, beziehungsweiſe des Amtsausſchuſſes, von 
dem Oberamtmann und zwei Mitgliedern des Amtsausſchuſſes, beziehungsweiſe 
der mit der Angelegenheit betrauten Amtskommiſſion, unterſchrieben und mit dem 
Siegel des Oberamtmanns verſehen ſein. 


$. 46. 


Oeſchaftsorbnung. Die Anmweſenheit dreier Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden, genügt 
des Amtsausſchuſſes. für die Beſchlußfähigkeit des Amtsausſchuſſes. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt eine gerade 

Zahl von leben anweſend, fo nimmt das dem Lebensalter nach jüngſte 

gewählte Mitglied an der Abſtimmung keinen Antheil. 

Bei Berathungen über ſolche Gegenſtände, welche das Privatintereſſe eines 
Mitgliedes oder deſſen Verwandten und Verſchwägerten in auf- oder abſteigen— 

d 


4 


y 


ei 


der Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie berühren, muß daſſelbe ſich 
der Theilnahme an der Berathung und Abſtimmung enthalten. Im Uebrigen 
regelt der Ausſchuß ſeinen Geſchäftsgang durch eine von ihm zu entwerfende, 
durch Beſchluß der Amtsverſammlung feſtzuſtellende Geſchäftsordnung. 


$. 47. 
Die Beamten des Amtsverbandes haben die Rechte und Pflichten mittel: dec der, 


barer Staatsbeamten. Aer 
Sie werden von dem Oberamtmann vereidigt und in ihre Aemter einge⸗ 

führt. Sie erhalten ihre Geſchäftsanweiſung von dem Amtsausſchuſſe. 
Hinſichtlich der Dienſtvergehen der Beamten des Amtsverbandes finden 

die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852. (Geſetz„Samml. S. 465.) mit 

der Maßgabe Anwendung, daß 


1) an die Stelle der Bezirksregierung der Amtsausſchuß, an die Stelle des 
Präſidenten der Bezirksregierung der Oberamtmann, an die Stelle des 
vorgeſetzten Miniſters der Vorſitzende des Verwaltungsgerichts und an 
die Stelle des Staatsminiſteriums das Verwaltungsgericht tritt, 


2) das Verfahren mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung nur 
durch Beſchluß des Amtsausſchuſſes eingeſtellt werden kann, 


3) das Gutachten des Disziplinarhofes nicht einzuholen iſt, 
4) die Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht in mündlichem Verfahren 
flattfindet, 


5) ein Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die Berufungsinſtanz von dem 
Vorſitzenden des Verwaltungsgerichts ernannt wird, 


6) Beſchwerden über Disziplinarverfügungen des Oberamtmanns der Ent⸗ 
ſcheidung des Verwaltungsgerichts unterliegen. 


8 Fünfter Unterabſchnitt. 


Von den Amtskommiſſionen. 


$. 48. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Amts- 
inſtitute, ſowie für die Wahrnehmung einzelner Amtsangelegenheiten kann die 
Amtsverſammlung nach Bedürfniß besondere Kommiſſionen oder Kommiſſare 
aus der Zahl der Amtsangehörigen beſtellen, welche ihre Geſchäfte unter der 
8 Oberamtmanns beſorgen. 

er Oberamtmann iſt befugt, jederzeit den Berathungen der Amtskommiſ⸗ 
758 beizuwohnen und dabei den Vorſitz mit vollem Stimmrechte zu über 
nehmen. 


(Nr. 8114.) Zwei⸗ 
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Zweiter Titel. 
Von dem Landes⸗Kommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Grundlagen der Verfaſſung des Landes-Kommunal⸗ 
verbandes. 


$. 49 


Die Hohenzollernſchen Lande bilden nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes 
einen mit den Rechten einer Korporation ausgeſtatteten Landes-Kommunal⸗ 
verband zur Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten. 


§. 50. 

Landesangehörige. Die Angehörigen der einzelnen Amtsverbände ſind zugleich Angehörige des 
Landes⸗Kommunalverbandes. 8 51 

Rechte und Pflichten Hinſichtlich der Berechtigung der Landesangehörigen zur Theilnahme an 


der daudesangehörigen. der Verwaltung und Vertretung, ſowie zur Mitbenutzung der öffentlichen Ein⸗ 
richtungen und Anſtalten des Landes⸗Kommunalverbandes, hinſichtlich der Ver⸗ 
pflichtung zur Uebernahme und der Gründe für die Ablehnung unbeſoldeter 
Aemter in der Verwaltung und Vertretung des Landes Kommunalverbandes, 
ſowie hinſichtlich der Verpflichtung, zur Befriedigung der Bedürfniſſe des Landes⸗ 
Kommunalverbandes Abgaben aufzubringen, finden die Vorſchriften der $$. 4. 
5. und 6. mit folgenden Maßgaben entſprechende Anwendung: 

1) an die Stelle der Amtsverſammlung tritt der Kommunallandtag, an 
die Stelle des Amtsausſchuſſes der Landesausſchuß „an die Stelle eines 
Kommiſſarius der Amtsverſammlung ein Kommiſſarius des Kommunal⸗ 
landtages 

2) ſtatt einer abgehen der Amtsabgaben kann eine Erhöhung der Landes- 
Kommunalabgaben beſchloſſen werden; 

3) die Entſcheidung über die nicht entſchuldigte Ablehnung eines unbefol- 
deten Landes-Kommunalamtes erfolgt in erſter und letzter Inſtanz durch 
das Verwaltungsgericht. 


$. 52. 
Vertheilung und Die Landes⸗Kommunalabgaben werden mit Einſchluß der zur Erfüllung 
Auſbeingung der dan. der Verpflichtungen des Landarmenverbandes aufzubringenden Koſten ($. 2 


beten., des Geſeßes vom 8. März 1871. Geſez: Samml. S. 130. ff.) auf die ein- 
zelnen Amtsverbände nach dem im $. 7. vorgeſchriebenen Maßſtabe vertheilt und 
innerhalb der letzteren wie die Amtsabgaben aufgebracht. 


. 53. 


Beſchwerben wegen Beſchwerden der Amtsverbände wegen der Vertheilung der Landes-Kom⸗ 
Vertheilung der Lan munalabgaben find zunächſt bei dem Landesausſchuſſe zur nochmaligen Prüfung 
und 


des⸗Kommunalab⸗ 
gaben. 


c 
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und Entſcheidung anzubringen. Gegen letztere ſteht die Berufung an das Ver⸗ 
waltungsgericht offen. 
F. 54. 
Hinſichtlich der von dem Kommunallandtage für den Landes-Kommunal⸗ „ Re 


verband zu beſchließenden Statuten und Reglements gelten die Vorſchriften des des Komar. 
§. 11. 


band. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von der Vertretung und Verwaltung des Landes-Kommunal— 
verbandes. 


Erſter Unterabſchnitt. 
Von der Zuſammenſetzung des Kommunallandtages. 


F. 55. 


Die Vertretung des Landes⸗Kommunalverbandes (der Kommunallandtag) dabl der Mitglieder 
beſteht aus: W 
1) dem Fürſten zu Hohenzollern, als Beſitzer des Fürſtlich Hohenzollern⸗ 
ſchen Domanialgutes 
2) dem Fürſten von Fürſtenberg, als Beſitzer der Herrſchaften Jungnau 
und Trochtelfingen, ſowie dem Fürſten von Thurn und Taxis, als Be⸗ 
figer der Herrſchaft Oſtrach mit zuſammen Einer Stimme; 
3) je einem Abgeordneten der Städte Sigmaringen und Hechingen; 
4) zwölf Abgeordneten der übrigen Städte und Landgemeinden der Hohen⸗ 
zollernſchen Lande, von denen jeder der vier Oberamtsbezirke je drei 
Abgeordnete zu entſenden hat. 


§. 56. 
Die im $. 55. zu 1. und 2. genannten Fürſten können ſich nach Maßgabe Vertretung der Für⸗ 
der Beſtimmungen des $. 13. vertreten laſſen. ſten. 


$. 57. 


Bis zum Erlaß einer neuen Gemeindeordnung werden die ne Wahl der Abgeord⸗ 


der Städte n und Hechingen nach Maßgabe des $. 17. Abſatz 1. und unte ab 
hlt 
$. 58. 


des $. 21. gewählt. gen. 

Die Wahl der Abgeordneten der übrigen Gemeinden eines jeden Ober⸗ Wahl ber Abgeord⸗ 
amtsbezirks erfolgt durch die Amtsverſammlung, mit Ausſchluß des Fürſten zu neten ber übrigen Ge 
le und der Vertreter der Städte Sigmaringen und Hechingen, nach ; 

aßgabe der Vorſchrift des F. 21. 
$. 59. 

Hinſichtlich der Wählbarkeit zum Mitgliede des Kommunallandtages, hin- _Wästbarteit, Dauer 

ſichtlich der Dauer der Wahlperiode der Abgeordneten, hinſichtlich der Ergänzungs⸗ Er Mie 
(Nr. 8114.) Und Kommunallandtages, 


rn 
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und Erſatzwahlen, hinſichtlich der Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahlen 
finden die Vorſchriften der §§. 18. 22. 23. und 24. mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß 
1) an die Stelle des Oberamtmanns der Vorſitzende des Kommunal⸗ 
landtages, an die Stelle der Amtsverſammlung der Kommunallandtag, 
an die Stelle des Amtsausſchuſſes der Landesausſchuß und an die Stelle 
des Amtsangehörigen der Landesangehörige tritt, und 
2) die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kommunallandtages alle 
drei Jahre im Monat Deßember ſtattfinden, ſofern nicht durch ſtatu— 
tariſche Anordnung des Kommunallandtages ein anderer Termin bes 
ſtimmt wird. 


Zweiter Unterabſchnitt. 


Don den Verſammlungen und Geſchäften des Kommunallandtages. 


$. 60. 


Gefchäfte des Kom Der Kommunallandtag iſt berufen, über die Einführung, Abänderung oder 
munallandtagez. Aufhebung von Geſetzen, welche die Hohenzollernſchen Lande ausſchließlich be⸗ 
) Im Allgemeinen, treffen, fein Gutachten abzugeben und über die Angelegenheiten des Landes⸗ 

Kommunalverbandes nach näherer Vorſchrift dieſes Geſehes „ ſowie über die⸗ 
jenigen Gegenſtände zu berathen und zu beſchließen, welche ihm zu dieſem Be⸗ 
hufe durch Geſetz oder Königliche Verordnung ($. 61. Nr. 7. und 9.) überwieſen 
werden. 

§. 61. 


b) Im Beſonderen. Insbeſondere ift der Kommunallandtag befugt: 

1) nach Maßgabe des $. 54. ftatutarifche und reglementariſche Anordnungen 
zu treffen; 

2) zu beſtimmen, in welcher Weiſe Staatspräſtationen, welche durch den 
Landes⸗Kommunalverband aufzubringen find, und deren Aufbringungs- 
weiſe nicht ſchon durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt, vertheilt werden 
ſollen 

3) Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Intereſſe des 
Landes⸗Kommunalverbandes zu beſchließen und zu dieſem Behufe 

über das dem Landes-Kommunalverbande gehörige Grund“, bezw. 
Kapitalvermögen zu verfügen, Anleihen aufzunehmen und die Amts— 
verbände mit Beiträgen zu belaſten ($. 52.); 

4) über die Einrichtung des Rechnungs- und Kaſſenweſens zu beſchließen, 
den Haushalts-Etat feſtzuſtellen und hinſichtlich der Jabresrechnung Des 
charge zu ertheilen. Der Haushalts-Etat, ſowie ein Auszug aus der 
Jahresrechnung find zur öffentlichen Kenntniß zu bringen; 

5) die Grundſätze feſtzuſtellen, nach welchen die Verwaltung des dem Landes— 
Kommunalverbande gehörigen Grund- und Kapitalvermögens, ſowie der 
Einrichtungen und Anſtalten des Verbandes zu erfolgen hat; R 

L 
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6) die Einrichtung von Aemtern des Landes-Kommunalverbandes zu be— 
ſchließen, die Zahl und Beſoldung der Beamten zu beſtimmen; 

7) die Angelegenheiten des Landarmenverbandes des Regierungsbezirk 
Sigmaringen nach Maßgabe der auf Grund der $$. 28. und 71. des 
Geſezes vom 8. März 1871. (Geſetz-Samml. S. 130. ff.) zu erlaſſenden 
Königlichen Verordnung zu verwalten; 

8) das Intereſſe der Verſicherten bei der Feuerverſicherungsgeſellſchaft für 
die Hohenzollernſchen Lande nach $. 1. des Geſetzes vom 14. Mai 1855. 
(Geſetz-Samml. S. 301.) zu vertreten; 

9) bei der Verwaltung und Beaufſichtigung der Spar- und Leihkaſſe für 
die Hohenzollernſchen Lande und des Fürſt⸗Karl-Landesſpitals zu Sig⸗ 
maringen nach näherer Vorſchrift der zu erlaſſenden Königlichen Ver⸗ 
ordnungen mitzuwirken, 

10) die Wahlen der Mitglieder des Landesausſchuſſes und der nicht vom 
Könige zu ernennenden Mitglieder des Verwaltungsgerichts ($. 91. 
dieſes Geſetzes und SS. 41. und 71. des Geſetzes vom 8. März 1871.) 
zu vollziehen, ſowie beſondere Kommiſſionen und Kommiſſare für Zwecke 
der Landes⸗Kommunalverwaltung zu beſtellen. 

Für die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Vorſchriften der 
§§. 3—9. des dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements; 

11) Bitten und Beſchwerden, welche die Hohenzollernſchen Lande oder 
einzelne Theile derſelben betreffen, an die Staatsregierung zu richten 

12) Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, die ihm zu dieſem Behufe 
von den Staatsbehörden überwieſen werden; 

13) die durch Geſetz ihm übertragenen ſonſtigen Geſchäfte wahrzunehmen. 


$. 62. 


Der Kommunallandtag wird, fo oft es das Bedürfniß erfordert, durch den Berufung des Kom- 
König berufen. munallandtages. 
Die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung, ſowie der Schluß des Kom: 
munallandtages erfolgt durch den Präſidenten der Regierung zu Sigmaringen 
als Königlichen Kommiſſarius oder den für ihn in dier Eigenſchaft ernannten 
Stellvertreter. 
F. 63. 


Der Königliche Kommiſſarius iſt die Mittelsperſon bei allen Verhandlungen Stellung bes König. 
der Staatsbehörden mit dem Kommunallandtage, an ihn hat ſich der Kommunal⸗ hen ee 
landtag wegen jeder Auskunft oder wegen der Materialien, deren er für feine wünallandtagee. 
Geſchäfte bedarf, zu wenden. Der Kommiſſarius theilt dem Kommunallandtage 
die Vorlagen der Staatsregierung mit und empfängt die von ihm abzugebenden 
Erklärungen und Gutachten. 

Der Königliche Kommiſſarius, ſowie die zu feiner Vertretung oder Unter- 
ſtützung abgeordneten Staatsbeamten ſind befugt, den Sitzungen des Kommunal⸗ 
landtages beizuwohnen und müſſen auf Verlangen zu jeder Seit gehört werden. 
Jahrgang 1873. (Nr. 8114.) 22 $. 64. 


e 


$. 64. 


Wahl bes Vorſitzen⸗ Unter dem Vorſitze des an Jahren älteſten Mitgliedes, welchem die beiden 
5 Lund den jüngften Mitglieder als Schriftführer und Stimmzähler zur Seite ſtehen, wählt 
Stellvertreters des- der Kommunallandtag nach den Vorſchriften der §§. 3—8. des dieſem Geſetze 
e beigefügten Wahlreglements einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter auf die 

Dauer der Wahlperiode. 
Die Wahl des Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters bedarf der Beſtätigung 
des Königs. 


$. 65. 
Geſchäftsordnung Der Vorſitzende hat die Verhandlungen zu leiten und die Ordnung in der 
8 Verſammlung aufrecht zu erhalten. 
Im Uebrigen regelt der Kommunallandtag ſeinen Geſchäftsgang durch eine 
Geſchäftsordnung. 
$. 66. 


Deffentlichteit ber Hinſichtlich der Oeffentlichkeit der Sitzungen des Kommunallandtages gelten 
Sitzungen des Kommu— die Vorſchriften des 8. 30. 


nallandtages. 
$. 67. 
„ehötuhfähigleitber Der Kommunallandtag kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte 
Faffung der Beſchläſſe ſeiner e anweſend iſt. N l 
nach abſoluter und In Bezug auf die Faſſung der Beſchlüſſe des Kommunallandtages nach 
a men abſoluter und Zweidrittel- Stimmenmehrheit finden die Vorſchriften des $. 34. 
entſprechende Anwendung. 


$. 68. 


Die Beſtimmung des F. 32. wegen Ausſchluſſes der Mitglieder der Amts— 
verſammlung von den Berathungen der letzteren wegen perſönlichen Intereſſes 
findet auf die Mitglieder des Kommunallandtages gleichmäßige Anwendung. 


Dritter Unterabſchnitt. 
Von dem Landesausſchuſſe, feiner Zuſammenſetzung und feinen Gefchäften. 


$. 69. 

Stellung des Lan⸗ Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Landes-Kommunal⸗ 
gene, be in A verbandes wird ein Landesausſchuß beſtellt. 
$. 70. 

en Der Landesausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des Kommunallandtages 


des danbezausſchuſes und in deſſen Behinderung dem Stellvertreter deſſelben, ſowie aus vier Mitglie- 
dern, von denen eines durch die drei Fürſten, beziehungsweiſe deren Bevollmäch⸗ 
tigte, 
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tigte, die drei anderen durch die übrigen Mitglieder des Kommunallandtages aus 
ihrer Mitte gewählt werden. 

Für das Ausſchußmitglied der Fürſten iſt ein Stellvertreter, für die drei 
übrigen Mitglieder aber ſind zwei Stellvertreter zu wählen, welche letztere für 
den Fall der Behinderung eines Mitgliedes nach der durch die erhaltene Stim⸗ 
menzahl und bei Stimmengleichheit durch das Loos zu beſtimmenden Reihenfolge 
eintreten. 9 71 


Die Wahl der Mitglieder des Landesausſchuſſes und deren Stellvertreter 
erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maßgabe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die 
Mitgliedſchaft im Ausſchuſſe bis zur Wahl des Nachfolgers fortdauert. Die 
letztere Beſtimmung findet auch auf den Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter 
Anwendung. a 

Alle drei Jahre ſcheiden zwei Mitglieder und abwechſelnd zwei und Ein 
Stellvertreter aus. Die das erte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos 
beſtimmt. Die Ausgeſchiedenen können wieder gewählt werden. 

Der Vorſitzende und die Mitglieder des Ausfchuffes, ſowie deren Stellver- 
treter werden durch den Königlichen Kommiſſarius vereidigt. 


m 


Der Landesausſchuß hat: 


1) die Beſchlüſſe des Kommunallandtages vorzubereiten und auszuführen, 
ſoweit damit nicht beſondere Kommiſſionen, Kommiſſarien oder Beamte 
durch Geſetz oder Beſchluß des Kommunallandtages beauftragt werden; 
insbeſondere nach näherer Anordnung des letzteren den Haushalts⸗Etat 
aufzuſtellen und die Jahresrechnung zu revidiren; 


die Angelegenheiten des Landes-Rommunalverbandes nach Maßgabe der 
Geſetze, der zu erlaſſenden Königlichen Verordnungen und der von dem 
Kommunallandtage zu beſchließenden Reglements, ſowie in Gemäßheit 
des von dieſem feſtzuſtellenden Haushalts⸗Etats zu verwalten. 

Inwieweit im Uebrigen der Ausſchuß die Verwaltung ſelbſtſtändig 
zu führen oder die Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages zu erwirken 
hat, wird, ſoweit die für die einzelnen Verwaltungszweige zu erlaſſenden 
Königlichen Verordnungen und Reglements darüber keine Beſtimmung 
treffen, durch Beſchluß des Kommunallandtages feſtgeſetzt; 


über die Ergebniſſe der Verwaltung dem Kommunallandtage Jahres- 
berichte zu erſtatten; N 


4) die Beamten des Landes⸗Kommunalverbandes zu ernennen und deren 
Geſchäftsführung zu leiten und zu beaufſichtigen. 
Hinſichtlich der Beſetzung der Beamtenttellen mit Militair⸗Invaliden 

gelten die für die Städte erlaſſenen Vorſchriften; 


5) fein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, welche ihm zu die 


ſem Behufe von den Staatsbehörden überwieſen werden. 
Gr. 8114) 22* $. 73. 


2 


— 


3 


— 


Amtsdauer und Ver⸗ 


eidigung der Mitglieder 
des Landesausſchuſſes. 


Geſchäfte des Lan⸗ 
desausſchuſſes. 


W 
$. 73. 


Der Vorſitende des Der Vorſitzende des Kommunallandtages und im Behinderungsfalle der 
Landesausſchuſſes. Stellvertreter deſſelben leitet und beauffichtigt den Geſchäftsgang des Landesaus— 
ſchuſſes und ſorgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. 
Er beruft den Ausſchuß und führt in demſelben den Vorſitz mit vollem 
Stimmrechte. 
5. 74. 


Verwaltung der lau⸗ Der Vorſitzende des Kommunallandtages führt die laufenden Geſchäfte der 
ann dem Landesausſchuſſe übertragenen Verwalkung. Er bereitet die Beſchlüſſe des 
durch den Borſthenden Ausſchuſſes vor und trägt für die Ausführung derſelben Sorge. Er kann die 
deſſelben. ſelbſtſtändige Bearbeitung einzelner Angelegenheiten einem Mitgliede des Aus— 

ſchuſſes übertragen. 

Er vertritt den Ausſchuß nach Außen, verhandelt Namens deſſelben mit 
Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schrift- 
ſtücke Namens des Ausſchuſſes. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Landes-Kommunalverband gegen 
Dritte verpflichten ſollen, ingleichen Vollmachten müſſen, unter Anführung des 
betreffenden Beſchluſſes des Kommunallandtages, beziehungsweiſe Landesaus⸗ 
ſchuſſes, von dem Vorſitzenden und wei Mitgliedern des Landesausſchuſſes, be⸗ 
ziehungsweiſe der mit der Angelegenheit betrauten Landeskommiſſion, unterſchrie⸗ 
ben und mit dem Siegel des letzteren verſehen ſein. 


$. 75. 


Geſchäftsordnung Die Anweſenheit dreier Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden genügt 
des Landesausſchuſſes. für die Beſchlußfähigkeit des Landesausſchuſſes. 
Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt eine gerade 
Zahl von Mitgliedern anweſend, ſo nimmt das dem Lebensalter nach jüngſte 
gewählte Mitglied an der Abſtimmung keinen Theil. 
Die Beſtimmung im dritten Abſatz des $. 46. über den Ausſchluß der 
Mitglieder des Amtsausſchuſſes von den Berathungen des letzteren wegen per⸗ 
ſönlichen Intereſſes findet auf die Mitglieder des Landesausſchuſſes gleichmäßige 
Anwendung. a 
Im Uebrigen regelt der Ausſchuß feinen Geſchäftsgang durch eine von 
ihm zu entwerfende, durch Beſchluß des Kommunallandtages feſtzuſtellende Ge- 


ſchäftsordnung. 
$. 76. 


Stellung des Könige Der Königliche Kommiſſarius iſt befugt, von dem Landesausſchuſſe über 
dane alle Gegenſtände der Landes-Kommunalverwaltung Auskunft zu erfordern und 
gabel... an den Berathungen des Landesausſchuſſes entweder ſelbſt oder durch einen zu 


sſchuſſe. . ; 
Er feiner Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten theilzunehmen. 
$. 77. 
Dienſtliche Verhält- Die Landes⸗Kommunalbeamten haben die Rechte und Pflichten mittelbarer 
niſſe der Beamten des Stgatsbeamten. N 
Landes⸗Kommunalver⸗ Sie 5 


bandes. 
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Sie werden von dem Vorſitzenden des Kommunallandtages vereidigt und 
in ihre Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsanweiſung von dem Lan⸗ 
desausſchuſſe. 


Hinſichtlich der Dienſtvergehen der Landes-Kommunalbeamten finden die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852. (Geſetz-Samml. S. 465.) mit der 
Maßgabe Anwendung, daß 5 


1) an die Stelle der Bezirksregierung der Landesausſchuß, an die Stelle 
des Präſidenten der Bezirksregierung der Vorſitzende des Kommunal⸗ 
landtages, an die Stelle des vorgeſetzten Miniſters der Vorſitzende des 
Verwaltungsgerichts und an die Stelle des Staatsminiſteriums das 
Verwaltungsgericht tritt; a 


2) das Verfahren mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung nur 
durch Beſchluß des Landesausſchuſſes eingeſtellt werden kann; 


3) das Gutachten des Disziplinarhofes nicht einzuholen iſt 


4) die Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichte in mündlichem Verfahren 
ſtattfindet 


5) ein Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die Berufungsinſtanz von dem 
Vorſitzenden des Verwaltungsgerichts ernannt wird; 


6) auch der Vorſitzende des Kommunallandtages Geldbußen bis zu zehn 
Thalern zu verfügen befugt ift; 


7) Beſchwerden über Disziplinar⸗Verfügungen des Vorſitzenden des Kom⸗ 
munallandtages der Entſcheidung des Verwaltungsgerichts unterliegen. 


Vierter Unterabſchnitt. 


Von den Landeskommiſſionen. 


$. 78. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner An⸗ 
alten, ſowie für die Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten des Landes⸗ 
eee können beſondere Kommiſſionen, oder Kommiſſare be 
ſtellt werden. 

Die Einſetzung, die Begrenzung der Zuſtändigkeit und die Art und Weiſe 
der Zuſammenſetzung derſelben hängt von dem Beſchluſſe des Kommunalland— 
tages ab. Die Wahl der Mitglieder ſteht dem Landesausſchuſſe zu, ſofern ſich 
der Kommunallandtag dieſelbe für en Kommiſſionen oder Kommiſſare nicht 
ſelbſt vorbehält. Die Kommiſſionen oder Kommiſſare empfangen von dem Lan⸗ 
desausſchuſſe ihre Geſchäftsanweiſung und führen ihre Geſchäfte unter der Auf⸗ 
ſicht des Landesausſchuſſes und unter der Leitung des Vorſitzenden des Kommu⸗ 
nallandtages. f 

(Nr. 8114) a $. 79. 
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$. 79. 


Stellung des ges. Der Königliche Kommiſſarius iſt befugt, an den Berathungen der Landes— 
niglichen Rommiffarius kommiſſionen entweder ſelbſt oder durch einen zu feiner Vertretung abzuordnenden 


egenüber den Landes- f 
en, Staatsbeamten theilzunehmen. 


Dritter Titel. 
Von der Oberaufſicht über die Amts- und Landes-Kommunalverwaltung. 


$. 80. 


Genehmigung von Beſchlüſſe der Amtsverſammlungen und des Kommunallandtages, welche 
Veſchlüſſen der Amts folgende Angelegenheiten betreffen: 


verſammlungen Bub 
eech J) ſtatutariſche Anordnungen nach Maßgabe des F. 11. beziehungsweiſe F. 54., 


und finanziellen Ange 


legenheiten. 2) Mehr⸗ oder Minderbelaſtungen einzelner Theile des Amtsbezirks in Ge— 
mäßheit des $. 9., 


3) Veräußerungen vom Grundvermögen des Amts-, beziehungsweiſe Landes⸗ 
Kommunalverbandes, 


4) Aufnahme von Anleihen, durch welche der Amts, beziehungsweiſe Landes— 
Kommunalverband mit einem neuen Schuldenbeſtande belaſtet wird, ſo⸗ 
wie Uebernahme von Bürgſchaften auf den Amts-, beziehungsweiſe Lan⸗ 
des⸗Kommunalverband, 


5) eine Belaftung der Amts-, beziehungsweiſe Landesangehörigen durch 
5 über 50 Prozent des Geſammtaufkommens der direkten Staats⸗ 
euern, 


6) eine neue Belaſtung der Amts-, beziehungsweiſe Landesangehörigen ohne 
geſetzliche Verpflichtung, inſofern die aufzulegenden Leiſtungen über die 
nächſten fünf Jahre hinaus fortdauern ſollen, 


bedürfen in den Fällen zu 1. der landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen 
zu 2., 3. und 4. der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den Fällen zu 
5. und 6. der Beſtätigung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 


$. 81. 


Aufſichtsbehörden. Soweit nicht durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes ein Anderes ausdrücklich 
beſtimmt iſt, wird die Aufſicht des Staates über die Amts⸗Kommunalangelegen⸗ 
heiten von der Bezirksregierung, in der höheren Inſtanz von dem 8 des 
Innern, die Aufſicht über die Landes-Kommunalangelegenheiten von dem Miniſter 
des Innern geübt. 8. 82 


Beſchlüſſe, welche die Befugniſſe der Amtsverſammlung, des Amtsaus⸗ 
ſchuſſes und der Amtskommiſſionen überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat 
der 
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der Oberamtmann zu beanſtanden und Behufs Entſcheidung über deren Aus— 
führung an die Bezirksregierung einzureichen. 

Wird der Beſchluß einer Amtskommiſſion beanſtandet, fo iſt die Angelegen- 
heit zunächſt an den Amtsausſchuß zur weiteren Beſchlußnahme zu bringen. 


§. 83. 


Beſchlüſſe, welche die Befugniſſe des Kommunallandtages, des Landesaus⸗ 
ſchuſſes und der Landeskommiſſionen überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat 
der Königliche Kommiſſarius zu beanſtanden und Behufs Entſcheidung über deren 
Ausführung dem Miniſter des Innern einzureichen. 

Die Beſtimmung des zweiten Abſatzes des F. 82. findet auf die zu bean- 
ſtandenden Beſchlüſſe der Landeskommiſſionen gleichmäßige Anwendung. 


$. 84. 


Auf den Antrag des Staatsminiſteriums kann ſowohl eine Amtsverſamm- Aufisſung der Ants. 
lung, wie der Kommunallandtag durch Königliche Verordnung aufgelöſt werden. verfanmlungen undbes 
Es find ſodann Neuwahlen anzuordnen, welche binnen ſechs Monaten, vom llmbiaget 
Tage der e an, erfolgen müſſen. Im Falle der Auflöſung einer Amts⸗ 
verfammlung, beziehungsweiſe des Kommunallandtages, bleiben die von denſelben 
gewählten Mitglieder des Amts-, beziehungsweiſe Landesausſchuſſes und der 
Amts», beziehungsweiſe Landeskommiſſionen fo lange in Wirkſamkeit, bis die 
neugebildete Vertretung die erforderlichen Neuwahlen vollzogen hat. 


$. 85. 


Wenn eine Amtsverſammlung, beziehungsweiſe der Kommunallandtag, es, Zwangsweiſe Etat. 
unterläßt oder verweigert, die dem Amts-, beziehungsweiſe Landes Kommunal⸗ e Tee 
verbande geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushalts⸗Etat zu bringen, fo Aufſchtsbehörden. 
läßt die Bezirksregierung, beziehungsweiſe der Miniſter des Innern, unter An⸗ 
führung der Gründe, die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken 
oder ſtellt dieſe Ausgaben außerordentlich feſt. 


Vierter Titel. 
Allgemeine Uebergangs- und Ausfuͤhrungsbeſtimmungen. 


$. 86. 


Für die erſte nach Maßgabe dieſes Geſetzes vorzunehmende Vertheilung 
der Abgeordneten zur Amtsverſammlung, die Bildung der Wahlbezirke und die 
Vollziehung der Wahlen der Abgeordneten ſind die dem Amtsausſchuſſe, bezie⸗ 
hungsweiſe der Amtsverſammlung übertragenen Befugniſſe von dem Oberamt- 
mann, die Befugniſſe des Verwaltungsgerichts von der Deputation für das 
Heimathweſen wahrzunehmen. Ingleichen liegt für dieſe erſten Wahlen dem 

(Nr. 8114.) Ober⸗ 
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Oberamtmann die Prüfung der Protokolle über die Wahlen der Abgeordneten 
zur Amtsverſammlung an Stelle des Amtsausſchuſſes ob. 

Die Prüfung der Protokolle über die Wahlen der Abgeordneten zum Kom- 
munallandtage erfolgt an Stelle des Landesausſchuſſes durch den Königlichen 
Kommiſſarius. 

Die Entſcheidung über beanſtandete Wahlen der Abgeordneten zu den Amts— 
verſammlungen und zum Kommunallandtage liegt an Stelle des Verwaltungs⸗ 
gerichts der Deputation für das Heimathweſen ob. 


$. 87. 


Die gewählten Mitglieder der Amtsverſammlung, des Amtsausſchuſſes und 
der Amtskommiſſionen, ſowie des Kommunallandtages, des Landesausſchuſſes 
und der Landeskommiſſionen erhalten eine ihren baaren Auslagen entſprechende 
Entſchädigung. Ueber die Höhe derſelben beſchließt die Amtsverſammlung, be— 
ziehungsweiſe der Kommunallandtag. 


§. 88. 


Die Friſt zur Einlegung von Beſchwerden oder Berufungen in Amts. 
und ee ee ee beträgt 21 Tage, ſofern nicht für einzelne 
Fälle eine andere Friſt geſetzlich beſtimmt iſt. 

Die Friſt beginnt mit der Zuſtellung der Entſcheidung. 


F. 89. 


Für den Regierungsbezirk Sigmaringen wird ein Verwaltungsgericht ge- 
bildet, welchem gleichzeitig die von der Hohenzollernſchen Deputation für das 
Heimathweſen (§§. 40. 41. fl. des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundes⸗ 

eſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 1871., Geſetz-Samml. 
S. 130.) auszuübenden Befugniſſe übertragen werden. 


$. 90. 

Für die Zuſammenſetzung und die Beſchlußfaſſung des Verwaltungsgerichts, 
ſowie für das Verfahren vor demſelben gelten die Vorſchriften der Kreisordnung 
für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und 
Sachſen vom 13. Dezember 1872. (Geſetz-Samml. S. 661.), 


$. 91. 


Die Vorſchriften der Verordnung für die Hohenzollernſchen Lande zur 
Ausführung der Geſetze über die Kriegsleiſtungen und die SIR 
bedürftiger Familien der zum Dienſte einberufenen Mannſchaften der Reſerve, 
Lander und Erſatzreſerve vom 17. Auguſt 1870. (Geſetz-Samml. S. 541.) 
werden dahin abgeändert, daß 


1) an die Stelle der Verſammlung der Ortsvorſteher die Amtsverſamm⸗ 
lung tritt, 
2) die 
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2) die von dem Oberamtsbezirke (Amtsverbande) aufzubringenden Geld- 
mittel und Leiſtungen auf die einzelnen Gemeinden nach dem im $. 7. 
dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen Maßſtabe vertheilt werden, 


3) die Obliegenheiten der Provinzialvertretung und des durch dieſelbe zu 
wählenden Ausſchuſſes von dem Kommunallandtage und dem Landes⸗ 
ausſchuſſe wahrgenommen werden. 

6:92, 


Alle dem gegenwärtigen Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen, insbeſon⸗ 
dere der §. 31. der Fürſtlich Hohenzollern Sigmaringenfchen Verordnung, be⸗ 
treffend die Dienſtinſtruktion für die Juſtiz, und Verwaltungsämter vom 15. Mai 
1835. (Sammlung der Geſetze und Verordnungen für das Fürſtenthum Hohen⸗ 
zollern⸗ Sigmaringen, Band IV. S. 287.), werden aufgehoben. 

$. 93. 


Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes beauftragt und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und In⸗ 
ſtruktionen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 2. April 1873, 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


Jahrgang 1873. (Nr. 8114) a 23 Wahl⸗ 
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Wahl⸗ Reglement. 


9. 1. 


Acht Tage vor der Wahl werden die Wähler zu den Wahlen mittelſt ſchrift⸗ 
licher Einladung oder durch ortsübliche Bekanntmachung berufen. Die Ein⸗ 
ladung und Bekanntmachung muß das Lokal, den Tag und die Stunde der 
Wahl genau beſtimmen. 8 2 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Oberamtmann, beziehungsweiſe Bürger. 
meiſter (Stadtſchultheiß, Vogt), oder einem von ihnen ernannten Wahlvorſteher 
und aus 97 von der Wählerverſammlung zu wählenden Beiſitzern. Der Wahl⸗ 
vorſtand beſtimmt den Protokollführer und die Stimmzähler. 


8 


Die Wahlen erfolgen durch abgeſtempelte, bei der Verhandlung zu ver- 
theilende Stimmzettel. 2 


Jede Wahl erfolgt in einer beſonderen Wahlhandlung. 


$. 5. 
In der Wahlverſammlung dürfen weder Diskuſſionen ſtattfinden, noch 
Beſchlüſſe gefaßt werden. 
Der Protokollführer ruft die Wähler, wie fie in der Wählerliſte ver⸗ 
zeichnet ſind, auf; jeder Aufgerufene wirft ſeinen Stimmzettel in die Wahlurne. 
Die während des Wahlaktes erſcheinenden Wähler können an der nicht 
Ace e Wahl theilnehmen. 
ind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen; der Wahlvorſteher nimmt die Stimmzettel einzeln aus 
der Wahlurne, verlieſt die darauf verzeichneten Namen und ein Stimmzähler 
zählt dieſelben laut. 8 6 


Ungeſtempelte, unbeſchriebene, ſowie ſolche Stimmzettel, auf welchen der 
Name eines nicht Wahlfähigen ſich geſchrieben findet, ſind ungültig. 

Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. Die Stimmzettel ſind 
aufzubewahren und diejenigen, über deren Gültigkeit es einer Beſchlußfaſſung 
des Wahlvorſtandes bedurft hat, mit dem Protokoll dem Oberamtmann, be- 
ziehungsweiſe dem Amts- oder Landesausſchuſſe einzuſenden. 

$. 7. 
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* 


Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) für ſich hat. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen diejenigen zwei 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen für ſich haben, auf die engere Wahl. 
Haben mehr als zwei Perſonen die meiſten und gleich viel Stimmen erhalten, ſo 
entſcheidet das durch die Hand des Wahlvorſtehers zu ziehende Loos darüber, 
wer auf die engere Wahl zu bringen ift; in gleicher Weiſe erfolgt die Entſchei⸗ 
dung, wenn auch die engere Wahl keine Stimmenmehrheit ergiebt. 


$. 8. 


Die Wahlprotokolle find vom Wahlvorſtande, dem Protokollführer und 
den Stimmzählern zu unterzeichnen. 


5. N. 


Wahlen, welche durch die Amtsverſammlungen oder den Kommunal: 
landtag zu dae find, können, mit Ausnahme der Wahl des Vorſitzenden 
des Kommunal 0 fer und ſeines Stellvertreters ($. 64.), auch durch Akkla⸗ 
mation ſtattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. 


(Nr, 8114.) 8 In⸗ 


— 172 — 
Inhalt 


Erſter Titel. 
Von den Amtsverbänden. 


Erfter Abſchnitt. Von den Grundlagen der Verfaſſung der Amtsverbände. 88. 


Zweiter Abſchnitt. Von der Vertretung und Verwaltung der Amtsverbände. 
Erſter Unterabſchnitt. Von der Zuſammenſetzung der Amts- 


e e aerd ee eigen > agahe orale Nie $. 


Zweiter Unterabſchnitt. Von den Verſammlungen und Geſchäften 


der Amtsverſamnilung 4 4 Au lila Sg. 
Dritter Unterabſchnitt. Von dem Amtshaushalte.........:... 88. 


Vierter Unterabſchnitt. Von dem Amtsausſchuſſe, feiner Zu⸗ 


ſammenſetzung und feinen Geſchäften SS. 
Fünfter Unterabſchnitt. Von den Amtskommiſſionen .... 8. 


Zweiter Titel. 


1—11. 


Von dem Landes⸗Kommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande. 


Erſter Abſchnitt. Von den Grundlagen der Verfaſſung des Landes⸗Kom⸗ 
Munalverbandesten..s e -r 
Zweiter Abſchnitt. Von der Vertretung und Verwaltung des Landes⸗ 

Kommunalverbandes. 
Erſter Unterabſchnitt. Von der Zuſammenſetzung des Kommunal- 


r ER = 2 RER N 


Zweiter Unterabſchnitt. Von den Verſammlungen und Geſchäften 


% h ana ann nenn en een 88. 


Dritter Unterabſchnitt. Von dem Landesausſchuſſe, feiner Zu- 


ſammenſetzung und feinen Gefhäften....ceeeeneneeesnenennenen SS. 
Vierter Unterabſchnitt. Von den Landeskommiſſionen HS. 


Dritter Titel. 
Von der Oberaufſicht über die Amts⸗ und Landes⸗Kommunal⸗ 


derwaltung ncnaecener nn „ 61865 


Vierter Titel. 


Allgemeine, Uebergangs⸗ und Ausführungs⸗Beſtimmungen . 80. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruderei 
(K, v. Decker). 


SS. 49—54. 


55—59, 
60—68, 


69—77. 
78-79. 


80— 85. 


86—93. 


